
 

Es besteht kein allgemeiner Anspruch nach dem Informationsfreiheitsgesetz 
(IFG) auf Zugang zur aktuellen Diensttelefonliste des Jobcenters Köln. 
 
Der Anspruch ist nach § 3 Nr. 2 IFG ausgeschlossen, weil das Bekanntwerden 
der Durchwahlnummern der Sachbearbeiter die Funktionsfähigkeit des Jobcen-
ters gefährden kann. Die organisatorische Entscheidung des Jobcenters, mit der 
Durchführung des Telefonverkehrs ein Service-Center zu betrauen, würde unter-
laufen.  
 
 
§§ 1 Abs. 1, 2, 3 Nr. 2, 5 Abs. 1 und 4, 7 Abs. 1 Satz 3, 8, 11 Abs. 2 IFG 
§ 50 Abs. 4 Satz 2 SGB II 
§ 17 Abs. 1 SGB I 
 
 
OVG NRW, Urteil vom 16.6.2015 - 8 A 2429/14 -; 
I. Instanz: VG Köln - 13 K 498/14 -. 
 
 
 
 

Der Kläger bezieht beim beklagten Jobcenter Leistungen nach dem SGB II. Er 

begehrte den Zugang zur aktuellen Diensttelefonliste des Beklagten, soweit des-

sen Mitarbeiter amtlichen Kontakt zum Bürger haben. Der Beklagte lehnte den 

Antrag ab. Zur Begründung führte er u. a. aus, er bediene sich für die Durchfüh-

rung des Telefonverkehrs des Service-Centers der Bundesagentur für Arbeit, um 

die ihm übertragenen Dienstleistungen effektiv anbieten zu können. Durch die 

Steuerung der Kundenanliegen über das Service-Center, das unter einer einheit-

lichen Telefonnummer erreichbar ist, könne der ungestörte Verlauf der Vermitt-

lungs- und Beratungsgespräche sichergestellt werden. Das VG wies die Klage 

ab, weil dem beantragten Informationszugang der Schutz der personenbezoge-

nen Daten der Sachbearbeiter des Beklagten nach § 5 Abs. 1 Satz 1 IFG entge-

genstehe. Die dagegen eingelegte Berufung des Klägers blieb ohne Erfolg.  

 

 

Aus den Gründen: 
 

Die zulässige, insbesondere fristgerecht eingelegte Berufung des Klägers hat 

keinen Erfolg. Das VG hat die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen. Die Kla-

ge ist zulässig, aber unbegründet. 
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A. Die Klage ist als Verpflichtungsklage zulässig (vgl. § 42 Abs. 1 VwGO, § 9 

Abs. 4 IFG). Das beklagte Jobcenter ist beteiligtenfähig im Sinne von § 61 Nr. 1 

VwGO, weil es einer juristischen Person des öffentlichen Rechts gleichsteht. 

 

Vgl. näher BSG, Urteil vom 18.1.2011 - B 4 AS 
99/10 R -, NJW 2011, 2538, juris, Rn. 11. 

 

B. Die Klage ist jedoch nicht begründet. Der Kläger kann den Zugang zur aktuel-

len Diensttelefonliste des Beklagten weder in vollständiger noch in der hilfsweise 

begehrten (teil-)anonymisierten Fassung beanspruchen. Die ablehnenden Be-

scheide des Beklagten sind rechtmäßig und verletzen den Kläger nicht in seinen 

Rechten (§ 113 Abs. 5 Satz 1 VwGO). 

 

I. Rechtsgrundlage für den geltend gemachten Informationszugangsanspruch ist 

§ 1 Abs. 1 IFG. 

 

Dem Informationsbegehren stehen keine formalen Hinderungsgründe entgegen. 

Eine entgegen § 7 Abs. 1 Satz 3 IFG fehlende Begründung des Antrags auf In-

formationszugang führt nicht zur Unzulässigkeit des Antrags, sondern allenfalls 

dazu, dass eine erforderliche Interessenabwägung zu Lasten des Antragstellers 

ausgeht. Die Begründung soll die Behörde nämlich lediglich in den Stand verset-

zen, eine Interessenabwägung vorzunehmen (§ 5 IFG) oder den Dritten darüber 

zu informieren, wer an seinen geschützten Informationen Interesse hat.   

 

Vgl. Fluck, in: Fluck/Fischer/Fetzer, Informa-
tionsfreiheitsrecht, Stand: Oktober 2014, § 7 IFG 
Bund Rn. 87 ff. 

 

Ausgehend davon begegnet es jedenfalls keinen Bedenken, wenn ein zunächst 

ohne Begründung gestellter Antrag nach Klageerhebung näher begründet wird. 

Hier hat der Kläger im erstinstanzlichen Verfahren hinreichend angegeben, wa-

rum die begehrte Telefonliste für ihn nützlich ist.  

 

Nach § 1 Abs. 1 IFG hat jeder nach Maßgabe dieses Gesetzes gegenüber den 

Behörden des Bundes einen Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen. 
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Die tatbestandlichen Voraussetzungen für den begehrten Informationszugang 

liegen vor (dazu 1.). Der Anspruch ist jedoch nach § 3 Nr. 2 IFG ausgeschlossen 

(dazu 2.). 

 

1. Der Kläger ist als natürliche Person grundsätzlich anspruchsberechtigt. Der 

Beklagte ist nach § 1 Abs. 1 IFG i. V. m. § 50 Abs. 4 Satz 2 SGB II eine informati-

onspflichtige Stelle. Das beklagte Jobcenter ist eine gemeinsame Einrichtung 

(§§ 44b, 6d SGB II) der beiden Träger Bundesagentur für Arbeit - Arbeitsagentur 

Köln - und der Stadt Köln. Es ist Behörde im Sinne des § 1 Abs. 2 SGB X, weil es 

Aufgaben der öffentlichen Verwaltung wahrnimmt. Die gemeinsame Einrichtung 

nimmt die Aufgaben der Träger - die Durchführung der Grundsicherung für Ar-

beitsuchende - in eigenem Namen wahr und ist insbesondere befugt, Bescheide 

und Widerspruchsbescheide zu erlassen (§ 44b Abs. 1 Satz 2 und 3 SGB II).  

 

Vgl. Knapp, jurisPK-SGB II, 4. Aufl., § 44b SGB II 
Rn. 66. 

 

Der Anspruch auf Zugang zu amtlichen Informationen gegenüber der gemeinsa-

men Einrichtung richtet sich gemäß § 50 Abs. 4 Satz 2 SGB II nach dem Infor-

mationsfreiheitsgesetz des Bundes. Diese gesetzliche Klarstellung war erforder-

lich, weil es sich nicht um eine Bundesbehörde, sondern um eine - durch Art. 91e 

Abs. 1 GG zugelassene - „Mischbehörde aus Bundes- und Landesbehörde“ han-

delt. 

 

Vgl. BT-Drs. 17/1555, S. 23. 
 

Bei der streitbefangenen Diensttelefonliste handelt es sich um amtliche Informati-

onen im Sinne des § 1 Abs. 1 Satz 1 IFG. Nach der Legaldefinition in § 2 Nr. 1 

IFG ist amtliche Information jede amtlichen Zwecken dienende Aufzeichnung, 

unabhängig von der Art ihrer Speicherung. Entwürfe und Notizen, die nicht Be-

standteil eines Vorgangs werden sollen, gehören nicht dazu. Diese Begriffsbe-

stimmung erfasst nach dem Willen des Gesetzgebers alle Formen von festge-

haltener und gespeicherter Information, die auf einem Informationsträger gespei-
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chert ist. Nicht erfasst werden private Informationen oder solche, die nicht mit 

amtlicher Tätigkeit zusammenhängen. 

 

Vgl. BT-Drs. 15/4493, S. 9. 
 

Das Telefonverzeichnis des Beklagten ist in dienstlichem Zusammenhang erstellt 

worden, dient der Erreichbarkeit der Mitarbeiter des Beklagten im (jedenfalls in-

ternen) Dienstbetrieb und ist daher als amtliche Information anzusehen.  

 

Aus § 2 Nr. 1 Satz 2 IFG und der zugehörigen Begründung, wonach die Vor-

schrift keine Änderung der Aktenführung der Behörden durch Trennung von Un-

terlagen erforderlich macht,  

 

vgl. BT-Drs. 15/4493, S. 9, 
 

folgt nichts anderes. Nach dieser Vorschrift sind Entwürfe und Notizen, die nicht 

Bestandteil eines Vorgangs werden sollen, keine amtlichen Informationen. Hie-

raus mag die Annahme des Gesetzgebers deutlich werden, dass der Zugang zu 

Informationen regelmäßig im Rahmen eines „konkreten Vorgangs“ gewährt wird. 

Dass sich ein Informationsanspruch zwingend auf einen konkreten Verwaltungs-

vorgang beziehen müsste, ergibt sich daraus aber nicht. Ungeachtet dessen 

spricht nichts dagegen, in einer Telefonliste einen eigenständigen Vorgang zu 

sehen. Eine Begrenzung des primären Informationsziels auf - bereits schwierig 

abgrenzbare - „Sachinformationen“ ist dem Gesetz auch unter Berücksichtigung 

von § 5 Abs. 4 IFG nicht hinreichend deutlich zu entnehmen.  

 

So i. E. wohl auch BVerwG, Beschluss vom 
19.6.2013 - 20 F 10.12 -, ZIP 2014, 442, juris, 
Rn. 13. 

 

Zwar könnte die Zielsetzung des Gesetzgebers, durch den Zugang zu Informati-

onen die Transparenz behördlicher Entscheidungen sowie demokratische Betei-

ligungsrechte der Bürgerinnen und Bürger zu stärken, 
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vgl. BT-Drs. 15/4493, S. 6, wo auch die Bedeu-
tung von Sachkenntnissen als Voraussetzung für 
eine Beteiligung der Bürger an staatlichen Ent-
scheidungsprozessen hervorgehoben wird, 

 

daran zweifeln lassen, ob damit auch bloße interne Zugangsdaten zu Amtsträ-

gern grundsätzlich frei verfügbar gemacht werden sollten, die einen Weg zu 

Sachinformationen ihrerseits erst eröffnen. Das Gesetz enthält aber letztlich 

ebenso wie das IFG NRW, 

 

vgl. dazu OVG NRW, Urteil vom 6.5.2015 - 8 A 
1943/13 -, juris, Rn. 45 ff., 

 

keine hinreichenden Anhaltspunkte dafür, dass derartige Daten von dem weit 

gefassten Begriff der amtlichen Informationen ausgeklammert bleiben sollten. Im 

Gegenteil lässt die Gesetzesbegründung zu § 11 Abs. 2 IFG erkennen, dass der 

Gesetzgeber Geschäftsverteilungspläne, die Namen, dienstliche Rufnummern 

und Aufgabenbereich des einzelnen Mitarbeiters enthalten, als amtliche Informa-

tion angesehen hat.  

 

Vgl. BT-Drs. 15/4493, S. 16.  

 

Es ist nicht ersichtlich, warum für Verzeichnisse dienstlicher Rufnummern etwas 

anderes gelten sollte.  

 

So i. E. neben der Vorinstanz auch VG Leipzig, 
Urteil vom 10.1.2013 - 5 K 981/11 -, ZD 2013, 
193, juris, Rn. 27 ff.; VG Arnsberg, Urteil vom 
31.3.2014 - 7 K 1755/13 -, juris, Rn. 27 ff.; VG 
Gießen, Urteil vom 24.2.2014 - 4 K 2911/13.GI -, 
juris, Rn. 21 ff.; VG Neustadt an der Weinstraße, 
Urteil vom 4.9.2014 - 4 K 466/14 -, juris, Rn. 33 
ff.; VG Regensburg, Gerichtsbescheid vom 
4.11.2014 - RN 9 K 14.488 -, juris, Rn. 24 f.; Ur-
teil vom 13.3.2015 - RN 9 K 15.70 -, Abdruck 
S. 6; Wahlen, Ausarbeitung der Wissenschaftli-
chen Dienste des Deutschen Bundestags vom 
13.2.2014 - WD 3 - 3000 - 023/14 -, S. 3 f.; De-
bus, NJW 2015, 981, 982; Schoch, NVwZ 2013, 
1033, 1035; Husein, LKV 2014, 529, 530; Wirtz, 
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LKRZ 2015, 4, 5; a. A. VG Augsburg, Beschluss 
vom 6.8.2014 - Au 4 K 14.983 -, juris, Rn. 18; VG 
Ansbach, Urteil vom 27.5.2014 - AN 4 K 
13.01194 -, juris, Rn. 29 ff.; siehe auch Bay. 
VGH, Urteil vom 7.10.2008 - 5 BV 07.2162 -, 
DVBl. 2009, 323, juris, Rn. 37 f.; offen lassend 
VG Ansbach, Urteil vom 14.11.2014 - AN 14 K 
13.00671 -, juris, Rn. 34 f.; VG Potsdam, Be-
schluss vom 3.9.2014 - 9 K 1334/14 -, LKV 2014, 
571, juris, Rn. 3. 

 

Das Telefonverzeichnis steht dem Beklagten zur Verfügung und muss nicht erst 

angefertigt werden. Das gilt ungeachtet dessen, dass sich der Klageantrag auf 

die Durchwahlnummern der Mitarbeiter beschränkt, die als Sachbearbeiter, Ver-

mittler oder Bearbeiter von Widersprüchen tätig sind. Insoweit bedürfte es ledig-

lich einer Teilschwärzung der vom Informationsbegehren nicht erfassten Mitar-

beiter auf der beim Beklagten vorhandenen Liste.  

 

Vgl. VG Berlin, Urteil vom 5.6.2014 - 2 K 54.14 -, 
juris, Rn. 5, 16.  

 

2. Dem begehrten Informationszugang steht jedoch der Ausschlussgrund des § 3 

Nr. 2 IFG entgegen. Nach dieser Vorschrift besteht der Anspruch auf Informati-

onszugang nicht, wenn das Bekanntwerden der Information die öffentliche Si-

cherheit gefährden kann. Diese Voraussetzungen liegen hier vor.  

 

Der Begriff der öffentlichen Sicherheit ist wie im allgemeinen Gefahrenabwehr-

recht zu bestimmen. Schutzgut der öffentlichen Sicherheit sind neben den 

Rechtsgütern des Einzelnen und der Unversehrtheit der Rechtsordnung auch die 

grundlegenden Einrichtungen und Veranstaltungen des Staates, mithin die Funk-

tionsfähigkeit der staatlichen Einrichtungen. 

 

Vgl. BT-Drs. 14/4493, S. 10; Schoch Informa-
tionsfreiheitsgesetz, 2009, § 3 Rn. 103, 105; zum 
allgemeinen Gefahrenabwehrrecht OVG NRW, 
Beschluss vom 17.1.1997 - 5 B 2601/96 -, NJW 
1997, 1596; Denninger, in: Lisken/Denninger, 
Handbuch des Polizeirechts, 5. Aufl. 2012, D 
Rn. 20, 22; Schoch in: Schmidt-Aßmann, Beson-
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deres Verwaltungsrecht, 13. Aufl. 2005, Polizei- 
und Ordnungsrecht, 2. Kap. Rn. 75 f.; 
Drews/Wacke/Vogel/Martens, Gefahrenabwehr, 
9. Aufl. 1986, S. 233 f. 

 

Zu den staatlichen Einrichtungen zählt auch der Beklagte (s. o.). Der Aus-

schlussgrund greift bereits bei einer möglichen konkreten Gefährdung des 

Schutzguts („gefährden kann“). Angesichts der so herabgesetzten Eintrittswahr-

scheinlichkeit sind an die Gefahrenschwelle keine strengeren Anforderungen ge-

stellt als im Rahmen des  § 3 Nr. 1 IFG, der die Möglichkeit „nachteiliger Auswir-

kungen“ auf das Schutzgut erfordert.  

 

Vgl. BT-Drs. 15/5606, S. 5 (einheitlicher Schutz-
standard); wohl auch Scherzberg/Solka, in: 
Fluck/Fischer/Fetzer, Informationsfreiheitsrecht, 
Stand: Oktober 2014, § 3 IFG Bund Rn. 119. 

 

Nachteilige Auswirkungen in diesem Sinne liegen vor, wenn aufgrund einer auf 

konkreten Tatsachen beruhenden prognostischen Bewertung mit hinreichender 

Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist, dass das Bekanntwerden der Information das 

Schutzgut beeinträchtigt.  

 

Vgl. BVerwG, Urteil vom 27.11.2014 - 7 C 
18.12 -, ZIP 2015, 496, juris, Rn. 16 ff. 

 

Im Streitfall würde es die Funktionsfähigkeit des Beklagten in diesem Sinne be-

einträchtigen, wenn die Telefonnummern seiner Sachbearbeiter Dritten zugäng-

lich gemacht würden. Dazu ist nicht die Prognose erforderlich, dass ein Jobcenter 

seiner Funktion überhaupt nicht mehr gerecht werden könnte, also seine Arbeit 

im Ganzen „lahm gelegt“ würde. Der Ablehnungsgrund des § 3 Nr. 2 IFG greift 

vielmehr bereits dann ein, wenn die organisatorischen Vorkehrungen staatlicher 

Stellen zur effektiven Aufgabenerledigung gestört werden und die Arbeit der be-

troffenen Amtsträger beeinträchtigt bzw. erschwert wird. 

 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 6.5.2015 - 8 A 
1943/13 -, juris, Rn. 72 (zu § 6 Satz 1 Buchst. a 
IFG NRW); VG Potsdam, Beschluss vom 
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3.9.2014 - 9 K 1334/14 -, LKV 2014, 571, juris, 
Rn. 4; VG Augsburg, Beschluss vom 6.8.2014 
- Au 4 K 14.983 -, juris, Rn. 19; a. A.: OVG Ber-
lin-Bbg., Beschluss vom 1.12.2014 - OVG 12 M 
55.14 -, nicht veröffentlicht; VG Leipzig, Urteil 
vom 10.1.2013 - 5 K 981/11 -, ZD 2013, 193,  
juris, Rn. 32; VG Gießen, Urteil vom 24.2.2014 
- 4 K 2911/13.GI -, juris, Rn. 27; VG Ansbach, Ur-
teil vom 14.11.2014 - AN 14 K 13.00671 -, juris, 
Rn. 41; Bundesbeauftragte für den Datenschutz 
und die Informationsfreiheit, Tätigkeitsbericht zur 
Informationsfreiheit für die Jahre 2012 und 2013, 
BT-Drs. 18/1200, S. 82; Eichelberger, K&R 2013, 
211; Husein, LKV 2014, 529, 531; Debus, NJW 
2015, 981, 982. 

 

Etwas anderes gilt lediglich für den Verwaltungsaufwand, der für die Bearbeitung 

des Antrags auf Informationszugang bzw. die Gewährung des Zugangs als sol-

chen erforderlich ist. Dieser wird vom Informationsfreiheitsgesetz vorausgesetzt 

und kann deshalb eine Antragsablehnung - in Anlehnung an § 7 Abs. 2 Satz 1 

IFG - allenfalls dann rechtfertigen, wenn die Behörde trotz personeller, organisa-

torischer und sächlicher Vorkehrungen durch die (nicht: infolge der) Erfüllung der 

Informationspflicht nach dem IFG an der Erfüllung ihrer eigentlichen (Kern-)Auf-

gaben gehindert wäre. 

 

Vgl. Schoch, NVwZ 2013, 1033, 1037. 
 

Die Erhaltung der aufgabengemäßen Funktionsfähigkeit umfasst auch die Ver-

hinderung und Abwehr äußerer Störungen des Arbeitsablaufs. Das Funktionieren 

der Behörden hängt - nicht anders als bei Selbstständigen oder in der sonstigen 

Privatwirtschaft - entscheidend auch von der effektiven Organisation der Arbeits-

abläufe ab. Es ist Aufgabe der staatlichen Stellen, im Rahmen der rechtlichen 

Vorgaben durch organisatorische Maßnahmen sicherzustellen, dass die ihnen 

zugewiesenen Aufgaben mit den zur Verfügung stehenden personellen und säch-

lichen Mitteln sachgerecht und effektiv erledigt werden können. 

 

Vgl. OVG NRW, Urteil vom 6.5.2015 - 8 A 
1943/13 -, juris, Rn. 78; VG Potsdam, Beschluss 
vom 3.9.2014 - 9 K 1334/14 -, LKV 2014, 571, ju-
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ris, Rn. 3; zur Organisationshoheit der Behörden 
siehe auch BVerwG, Beschluss vom 12.3.2008 - 
2 B 131.07 -, Buchholz 237.8 § 102 RhPLBG 
Nr. 2, juris, Rn. 8; Guckelberger, ZBR 2009, 332, 
333 f. 

 

Das gilt auch für die Jobcenter, bei denen die Organisation des Telefonverkehrs 

nach § 44c Abs. 2 SGB II in der Entscheidungsverantwortung der Trägerver-

sammlung liegt. 

 

Vgl. Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage mehrerer Abgeordneter und der Fraktion 
DIE LINKE, BT-Drs. 18/735, S. 2 f. 

 

Derartige Vorkehrungen hat der Beklagte hier getroffen und plausibel dargelegt, 

dass diese zum Schutz der behördlich vorgesehenen Arbeitsabläufe erforderlich 

sind: Er bedient sich für die Beantwortung telefonischer Anfragen im Leistungsbe-

reich des Service-Centers der Bundesagentur für Arbeit, um die ihm übertrage-

nen Aufgaben in einem Bereich der Massenverwaltung effektiv anbieten zu kön-

nen. Durch die weitgehende Auslagerung des Telefonverkehrs auf ein speziell 

dafür zuständiges Service-Center soll sichergestellt werden, dass die Sachbear-

beiter des Beklagten ihre Arbeitskraft und -zeit ganz in den Dienst der Leistungs-

bearbeitung und persönlichen Beratungsgespräche stellen können, ohne dabei 

ständig durch Spontan-Anrufe unterbrochen und in ihrer Konzentration gestört zu 

werden. Die Annahme des Beklagten, dass sich Bearbeitungen andernfalls deut-

lich verzögern würden, leuchtet angesichts der großen Vielzahl von Leistungs-

empfängern, zu denen mitunter auch Personen mit querulatorischer Neigung 

zählen, ohne weiteres ein. Indem das Service-Center einen hohen Prozentsatz 

der eingehenden Anrufe bereits abschließend erledigt,  

 

vgl. wiederum BT-Drs. 18/735, S. 8, 
 

nimmt es eine wichtige Filterfunktion wahr. Eine im Jahr 2012 von der Bundes-

agentur für Arbeit durchgeführte Interne Revision hat bestätigt, dass es damit zu 

einer spürbaren Entlastung der Sachbearbeiter beiträgt. 
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BT-Drs. 18/735, S. 9. 
 

Effizienzsteigernde Spezialisierungen von Teammitgliedern würden konterkariert, 

könnte der Kunde durch Kontaktaufnahme mit einem bestimmten Mitarbeiter per 

Zufallsprinzip entscheiden, welches Teammitglied sich mit seinem Anliegen zu 

beschäftigen hätte. Dass die Möglichkeit der Durchstellung an das zuständige 

Teammitglied bestünde, ändert nichts daran, dass es zunächst zu einer überflüs-

sigen Störung eines unzuständigen Mitarbeiters käme. Ein kaum zu vermeiden-

der Mehraufwand ergibt sich - wie die Leiterin der Beschwerdestelle des Beklag-

ten in der mündlichen Verhandlung anschaulich geschildert hat - zudem daraus, 

dass angesichts fehlender persönlicher Zuständigkeiten und häufiger Verhinde-

rung der Sachbearbeiter durch Beratungsgespräche Kunden zumeist nacheinan-

der mehrere Mitglieder eines Teams anrufen würden, bis sie einen Ansprech-

partner erreichten. Da in diesem Fall auf jedem Telefondisplay ein Anruf er-

scheine, müsse immer wieder koordiniert werden, wer den Anrufer zurückrufe.   

 

Die Überantwortung des Telefonverkehrs an das Service-Center der Bundes-

agentur für Arbeit dient überdies dazu, den ungestörten Verlauf der zahlreichen 

von den Sachbearbeitern zu führenden persönlichen Beratungsgespräche zu 

gewährleisten. Der Beklagte hat darauf hingewiesen, eine effiziente und kunden-

orientierte Durchführung von Beratungsgesprächen sei bei ständigen Unterbre-

chungen unmöglich. Kompliziertere Anfragen könnten im Übrigen auch bei einer 

telefonischen Erreichbarkeit des Sachbearbeiters regelmäßig nicht ohne einen 

Rückruf beantwortet werden, weil dieser sich zunächst die Akte besorgen und 

sich entsprechend einarbeiten müsse. Zudem führten Unterbrechungen der Be-

ratungsgespräche mit Kunden durch externe Anrufer dazu, dass der anwesende 

Kunde das Telefonat mithören könne bzw. dieser zum Zwecke des Datenschut-

zes den Beratungsraum verlassen müsse. 

 

Aus diesen Überlegungen ergibt sich für den Senat nachvollziehbar, dass die be-

hördlich vorgesehenen Arbeitsabläufe nicht unerheblich erschwert werden, wenn 

Kunden in großem Umfang Sachbearbeiter unter Umgehung des Service-Centers 

unmittelbar telefonisch kontaktieren könnten. Sie werden nicht dadurch in Frage 
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gestellt, dass der Beklagte verpflichtet ist, seine Erreichbarkeit - namentlich auch 

in dringlichen Fällen - sicherzustellen. Dies ist auch im Rahmen des hier ge-

wählten Modells grundsätzlich gewährleistet. Dass in Einzelfällen auftretende 

Probleme nicht innerhalb dieses Organisationskonzepts behoben werden könn-

ten, ist weder substantiiert geltend gemacht noch ersichtlich.  

 

Vgl. auch BT-Drs. 18/735, S. 8 f. 
 

Ebensowenig vermag der Senat zu erkennen, dass § 17 Abs. 1 SGB I, auf den 

der Kläger in diesem Zusammenhang hingewiesen hat, den Jobcentern die Ge-

währleistung der Möglichkeit einer unmittelbaren telefonischen Kontaktaufnahme 

mit den dortigen Sachbearbeitern vorschreiben könnte. 

 

Der im Bereich der Massenverwaltung einer Großstadt tätige Beklagte durfte die-

ses Konzept daher für erforderlich halten, um die Funktionsfähigkeit seiner Ein-

richtung bestmöglich zu gewährleisten. Dabei ist auch zu berücksichtigen, dass 

außer dem Beklagten 154 weitere Jobcenter (Stand: 1.4.2014) den Telefon-

verkehr in gleicher Weise organisiert haben. 

 

Vgl. BT-Drs. 18/735, S. 3 ff. 
 

Hinzu kommen Jobcenter, die vor Ort eigene Service-Center mit der Abwicklung 

des Telefonverkehrs betraut haben (vgl. z. B. das Jobcenter Essen, 

https://www.essen.de/rathaus/ordner_1/service/essen_de_basisvorlage_zweispal

tig_37.de.html). Vor diesem Hintergrund wird die Annahme einer Funktionsbe-

einträchtigung des Beklagten nicht dadurch in Frage gestellt, dass einige Jobcen-

ter die mit einer direkten telefonischen Erreichbarkeit ihrer Sachbearbeiter ver-

bundenen Nachteile für hinnehmbar halten und die entsprechenden Telefondaten 

auf ihrer Internetseite veröffentlicht haben (vgl. etwa die Jobcenter Wuppertal und 

Hagen, des Kreises Borken oder des Hochsauerlandkreises). 

 

Der Beklagte muss sich auch nicht darauf verweisen lassen, feste Telefonzeiten 

für seine Mitarbeiter einzurichten, in denen diese zusätzlich zu den Beratungsge-
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sprächen und schriftlichen Sachbearbeitungen ungefiltert sämtliche telefonischen 

Anfragen selbst zu beantworten hätten.  

 

Anders VG Leipzig, Urteil vom 10.1.2013 - 5 K 
981/11 -, ZD 2013, 193, juris, Rn. 32; Wenner, 
Soziale Sicherheit 2/2013, 76, 77. 

 

Dies liefe dem dargestellten arbeitsteiligen und effizienzorientierten Organisati-

onskonzept gerade zuwider.  

 

Nicht nachvollziehbar ist die vereinzelt vertretene Auffassung, ein derartiges In-

formationsbegehren gefährde nicht das Organisationsermessen des betroffenen 

Jobcenters, sondern veranlasse dieses nur, sein Organisationsermessen auszu-

üben.  

 

Vgl. VG Regensburg, Gerichtsbescheid vom 
4.11.2014 - RN 9 K 14.488 -, juris, Rn. 29; Urteil 
vom 13.3.2015 - RN 9 K 15.70 -, Abdruck S. 8.  

 

Bei dieser Betrachtung bleibt unberücksichtigt, dass der Beklagte seine Organi-

sationsentscheidung zugunsten der Abwicklung des Telefonverkehrs über ein 

Service-Center zum Zeitpunkt des Informationsantrags des Klägers längst ge-

troffen hatte. Das Ansinnen des Klägers zielt daher sehr wohl darauf, diese zu 

umgehen. Die Behauptung, eine Zugänglichmachung der Diensttelefonliste an 

einzelne Antragsteller lasse die Entscheidung des Beklagten für ein Service-

Center unberührt, vermag ebensowenig zu überzeugen. Schon die Vielzahl der 

derzeit bundesweit betriebenen Klageverfahren mit dem Ziel des Zugangs zu 

Diensttelefonnummern der Jobcenter zeigt, dass die eigens für die Abwicklung 

des Telefonverkehrs betriebenen Service-Center der Bundesagentur für Arbeit in 

vielen Fällen nicht mehr genutzt würden, sobald ein entsprechender Zugangsan-

spruch endgültig gerichtlich bestätigt wäre. Einmal herausgegebene Telefonlisten 

würden binnen kurzer Zeit im Internet allgemein verbreitet. Dies war in der Ver-

gangenheit bereits häufig der Fall. Es macht weder Sinn noch ist es zumutbar, 

den Beklagten in diesem Zusammenhang auf die Möglichkeit zu verweisen, die 

Abwicklung des Telefonverkehrs über das Service-Center dadurch aufrecht zu 
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erhalten, dass sämtliche bei den Sachbearbeitern des Beklagten eingehende An-

rufe durch eine allgemeine Rufumleitung auf das Service-Center umgeleitet wer-

den.  

 

Vgl. aber VG Regensburg, Urteil vom 13.3.2015 - 
RN 9 K 15.70 -, Abdruck S. 8 f. 

 

Die damit verbundenen Einbußen seiner Arbeitseffizienz muss der Beklagte nicht 

hinnehmen.  

 

Gegen die Berücksichtigung derartiger Arbeitserschwernisse im Rahmen des § 3 

Nr. 2 IFG kann schließlich nicht eingewandt werden, es sei Folge des gesetzge-

berischen Willens, dass der Zugangsanspruch des Informationsfreiheitsgesetzes 

dem Beklagten einen zusätzlichen Verwaltungsaufwand aufbürde und ihn vor 

organisatorische Herausforderungen stellen könne. 

 

So aber VG Arnsberg, Urteil vom 31.3.2014 - 7 K 
1755/13 -, juris, Rn. 39; VG Düsseldorf, Urteil 
vom 5.8.2014 - 26 K 4682/13 -, juris, Rn. 40, 
Husein, LKV 2014, 529, 531. 
 

Dieser Feststellung kann zwar - wie der Beklagte mit Recht anmerkt - ohne weite-

res für den unmittelbar mit der Bearbeitung von Informationsanträgen verbunde-

nen Aufwand gefolgt werden. Auch soweit der Bürger aufgrund erhaltener inhalt-

licher Informationen von seinem demokratischen Partizipationsrecht Gebrauch 

macht und der Behörde durch seine Beteiligung „Mehraufwand“ entsteht, steht 

dies einem Informationszugangsanspruch nicht entgegen; dies ist die hinzuneh-

mende Folge der mit dem Informationsfreiheitsgesetz angestrebten besseren 

Kontrolle der Staatstätigkeit und höheren Transparenz des staatlichen Handelns. 

Es spricht jedoch nichts dafür, dass der Gesetzgeber eine zusätzliche Belastung 

staatlicher Stellen als Folge der Herausgabe bestimmter Informationen auch für 

den Fall in Kauf nehmen wollte, dass der geltend gemachte Informationszu-

gangsanspruch - wie hier - darauf zielt, die behördenintern vorgesehene Arbeits-

abläufe zu umgehen und die im Interesse der Arbeitseffizienz getroffenen Maß-

nahmen zu vereiteln, so dass die behördliche Arbeit spürbar beeinträchtigt wird. 
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Vgl. auch VG Potsdam, Beschluss vom 3.9.2014 
- 9 K 1334/14 -, LKV 2014, 571, juris, Rn. 5. 

 

Rechtsfolge des Vorliegens der Voraussetzungen von § 3 Nr. 2 IFG ist die Ver-

sagung der Herausgabe im Sinne einer gebundenen Entscheidung. Eine Abwä-

gung ist - anders als beim Schutz personenbezogener Daten nach § 5 Abs. 1 IFG 

- nach dem eindeutigen Gesetzeswortlaut nicht vorgesehen. 

 

Vgl. Schnabel, Der Schutz öffentlicher Belange 
vor der Informationsfreiheit, in: Informationsfrei-
heit und Informationsrecht, Jahrbuch 2012, S. 53, 
155; Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, 2009, 
Vorb §§ 3 bis 6 Rn. 66. 

 

Einer Beteiligung Dritter - hier der Mitarbeiter des Beklagten - nach §§ 5 Abs. 1 

Satz 1 2. Alt., 8 Abs. 1 IFG bedarf es in diesem Fall nicht. Die Bekanntgabe der 

dienstlichen Telefonnummern der Sachbearbeiter des Beklagten wäre selbst 

dann abzulehnen, wenn diese ihre Einwilligung erteilten. Denn die von § 3 Nr. 2 

IFG geschützten öffentlichen Belange stehen nicht zur Disposition der Drittbe-

troffenen. 

 

Vgl. Schoch, Informationsfreiheitsgesetz, 2009, 
§ 8 Rn. 22. 

 

II. Der Hilfsantrag hat aus den gleichen Gründen keinen Erfolg wie der Hauptan-

trag. Eine (Teil-)Anonymisierung der begehrten Diensttelefonliste änderte nichts 

daran, dass das Bekanntwerden der Information die Funktionsfähigkeit des Be-

klagten gefährden kann, weil die dem Service-Center zugedachte Entlastungs-

funktion beeinträchtigt würde. Der Einwand des Klägers, der Beklagte habe diese 

Argumentation durch eine inkonsequente Verwaltungspraxis selbst entwertet, 

greift nicht durch. Dabei kann unterstellt werden, dass der Beklagte in einem oder 

allenfalls wenigen Einzelfällen anonymisierte Telefonlisten auf Antrag herausge-

geben hat. Die Vertreter des Beklagten haben hierzu in der mündlichen Verhand-

lung nachvollziehbar dargelegt, dass sich nach gewissen Unsicherheiten hin-

sichtlich des Umgangs mit derartigen Informationsanträgen in der Anfangsphase 
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mittlerweile eine einheitliche Verwaltungspraxis herausgebildet habe, wonach die 

Telefonnummern der Sachbearbeiter im Leistungsbereich generell nicht bekannt 

gegeben würden. Hiervon werde nur im Sonderfall von Zeugenschutzprogram-

men eine Ausnahme gemacht.  

 


